
Rechtliche Angaben

�Erklärung zur Unternehmensführung 
gemäß §§ 289f, 315d HGB

Die Erklärung ist im Geschäftsbericht abgedruckt und auf der 
Internetseite der Gesellschaft im Bereich „Über Aurubis“ unter 
dem Punkt „Corporate Governance“ abrufbar.  

 www.aurubis.com/ueber-uns/corporate-governance

Vergütung von Vorstand und Aufsichtsrat

Die Grundzüge des Vergütungssystems für Vorstand und Auf-
sichtsrat sind Bestandteil des zusammengefassten Lageberichts. 
Sie werden zusammen mit dem Corporate Governance-Bericht

 Seiten 18–43 im Geschäftsbericht abgedruckt und sind auf der 
Internetseite der Gesellschaft im Bereich „Über uns“ unter dem 
Punkt „Management“ abrufbar.  www.aurubis.com/ueber-uns/

management

�Übernahmerelevante Angaben und 
Erläuterungen 

Erläuternder Bericht des Vorstands der Aurubis AG, Hamburg, 
gemäß § 176 Abs. 1 Satz 1 AktG zu den übernahmerechtlichen 
Angaben nach den §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB zum Bilanz-
stichtag 30.09.2021.

Im Folgenden sind die nach den §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 
Handelsgesetzbuch (HGB) geforderten übernahmerechtlichen 
Angaben zum 30.09.2021 dargestellt.

ZUSAMMENSETZUNG DES GEZEICHNETEN KAPITALS
Das gezeichnete Kapital (Grundkapital) der Aurubis AG betrug 
zum Bilanzstichtag 115.089.210,88 € und war in 44.956.723 auf den 
Inhaber lautende Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) 
mit einem auf die einzelne Stückaktie entfallenden anteiligen 
Betrag des Grundkapitals von 2,56 € eingeteilt.

Jede Aktie gewährt gleiche Rechte und in der Hauptversammlung 
je eine Stimme. Es bestehen keine unterschiedlichen Aktien
gattungen.

Bei Ausgabe neuer Aktien kann für diese eine von § 60 AktG 
abweichende Gewinnberechtigung festgesetzt werden.

BESTAND EIGENER AKTIEN
Wir verweisen auf die Angaben gem. § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG im 
Anhang der Aurubis AG. 

BESCHRÄNKUNGEN, DIE STIMMRECHTE ODER DIE 
ÜBERTRAGUNG VON AKTIEN BETREFFEN
Das Stimmrecht der Aktionäre unterliegt nach Kenntnis des 
Vorstands mit Ausnahme eventueller gesetzlicher Stimmverbote 
(insbesondere im Einzelfall gemäß § 136 AktG) keinen Beschrän-
kungen. Aus von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien 
steht dieser gemäß § 71b AktG kein Stimmrecht zu.

10 % DER STIMMRECHTE ÜBERSCHREITENDE 
KAPITALBETEILIGUNGEN
Es besteht zum Bilanzstichtag (30.09.2021) eine indirekte Beteili-
gung am Kapital der Aurubis AG, die 10 % der Stimmrechte über-
schritten hat: Die Salzgitter AG, Salzgitter, hat der Gesellschaft 
gemäß § 33 Abs. 1 WpHG am 12.12.2018 mitgeteilt, dass ihr Stimm-
rechtsanteil an der Aurubis AG am 12.12.2018 die Schwelle von 
25 % der Stimmrechte überschritten hat und an diesem Tag 
25,0000006 % der Stimmrechte (entsprechend 11.239.181 Stim-
men) beträgt. Davon sind der Salzgitter AG 25,0000006 % der 
Stimmrechte (entsprechend 11.239.181 Stimmen) von der Salzgitter 
Mannesmann GmbH, Salzgitter, zuzurechnen.

Dementsprechend besteht zum Bilanzstichtag (30.09.2021) eine 
direkte Beteiligung am Kapital der Aurubis AG, die 10 % der 
Stimmrechte überschritten hat: Die Salzgitter Mannesmann 
GmbH, Salzgitter, hielt gemäß Mitteilung der Salzgitter AG, 
Salzgitter, vom 12.12.2018 am 12.12.2018 25,0000006 % der 
Stimmrechte (entsprechend 11.239.181 Stimmen). In ihrer 
Analystenkonferenz am 12.08.2020 zum ersten Halbjahr 2020 
veröffentlichte die Salzgitter AG, dass die Beteiligung an der 
Aurubis AG bei 29,99 % liegt. 
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INHABER VON SONDERRECHTEN
Es gibt zum Bilanzstichtag (30.09.2021) keine Inhaber von Aktien 
mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen.

BETEILIGTE ARBEITNEHMER
Es gibt zum Bilanzstichtag (30.09.2021) keine Arbeitnehmer, die 
am Kapital beteiligt sind und ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar 
ausüben.

ERNENNUNG UND ABBERUFUNG DER VORSTANDS­
MITGLIEDER, SATZUNGSÄNDERUNGEN
Die Ernennung und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands 
der Aurubis AG ergeben sich aus den §§ 84, 85 Aktiengesetz 
(AktG) und § 31 Mitbestimmungsgesetz (MitbestG) in Verbindung 
mit § 6 Abs. 1 der Satzung. Die Änderung der Satzung wird von 
der Hauptversammlung beschlossen. Der Beschluss der Haupt-
versammlung bedarf neben der einfachen Stimmenmehrheit einer 
Mehrheit, die mindestens drei Viertel des bei der Beschluss
fassung vertretenen Grundkapitals umfasst; die §§ 119 Abs. 1 Nr. 6, 
133 Abs. 1, 179 ff. AktG sind anwendbar. Nach § 11 Abs. 9 der Sat-
zung ist der Aufsichtsrat ermächtigt, Satzungsänderungen, die nur 
die Fassung betreffen, zu beschließen. Der Aufsichtsrat ist ferner 
ermächtigt, § 4 der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend der 
jeweiligen Inanspruchnahme des genehmigten Kapitals und nach 
Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. Er ist auch ermächtigt, 
die Fassung von § 4 Abs. 1 und 3 der Satzung entsprechend der 
jeweiligen Ausgabe der neuen, auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien im Rahmen des bedingten Kapitals 2017 anzupassen sowie 
alle sonstigen damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen 
der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Entspre-
chendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options- oder Wandelschuldverschreibungen nach 
Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie im Falle der Nichtaus-
nutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf der Fristen für die 
Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. für die 
Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten.

BEFUGNISSE DES VORSTANDS ZUR AKTIENAUSGABE
Derzeit besteht keine Ermächtigung des Vorstands zur Aktienaus-
gabe aus einem genehmigten Kapital gemäß § 202 Abs. 2 Satz 1 
AktG.

BEFUGNISSE DES VORSTANDS ZUM AKTIENRÜCKKAUF
Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 01.03.2018 wurde die 
Gesellschaft bis zum 28.02.2023 ermächtigt, eigene Aktien bis zu 
insgesamt 10 % des derzeitigen Grundkapitals zu erwerben. 
Zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich jeweils im Besitz 
der Gesellschaft befinden oder ihr nach §§ 71a ff. AktG zuzurech-
nen sind, dürfen die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen 
eigenen Aktien zu keinem Zeitpunkt 10 % des derzeitigen Grund-
kapitals der Gesellschaft übersteigen. Der Erwerb zum Zwecke 
des Handels mit eigenen Aktien ist ausgeschlossen. Der Vorstand 
ist ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund dieser 
Ermächtigung erworben werden, zu allen gesetzlich zugelassenen 
Zwecken, insbesondere auch zu den folgenden Zwecken, zu 
verwenden:

a) �Die erworbenen eigenen Aktien können auch in anderer Weise
als über die Börse oder mittels eines Angebots an sämtliche
Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzah-
lung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs von
Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher
Börsenkurs im Sinne der vorstehenden Regelung gilt der Mittel-
wert der Schlusskurse für Aktien der Gesellschaft gleicher Aus-
stattung im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfol-
gesystem) an den letzten fünf Handelstagen der Frankfurter
Wertpapierbörse vor der Eingehung der Verpflichtung zur
Veräußerung der Aktien. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist
ausgeschlossen. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der
Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts entspre-
chend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt
10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt
der Ausübung dieser Ermächtigung (die „Höchstgrenze“). Auf
diese Höchstgrenze sind Aktien anzurechnen, die während der
Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital gemäß
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts
ausgegeben werden. Ferner sind auf diese Höchstgrenze die
jenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. Genussrechten
oder Gewinnschuldverschreibungen mit Wandlungsrecht,
Optionsrecht oder Wandlungspflicht oder Andienungsrecht der
Gesellschaft) ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, die
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während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen (bzw. Genussrechten oder Gewinn-
schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht, Optionsrecht oder 
Wandlungspflicht oder Andienungsrecht der Gesellschaft) in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Eine erfolgte 
Anrechnung entfällt, soweit Ermächtigungen zur Ausgabe neuer 
Aktien aus genehmigtem Kapital gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG oder zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen (bzw. Genussrechte oder Gewinnschuldver-
schreibungen mit Wandlungsrecht, Optionsrecht oder Wand-
lungspflicht oder Andienungsrecht der Gesellschaft) in 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nach 
einer Ausübung solcher Ermächtigungen, die zur Anrechnung 
geführt haben, von der Hauptversammlung erneut erteilt wer-
den.

b) �Die erworbenen eigenen Aktien können auch in anderer Weise
als über die Börse oder mittels Angebot an sämtliche Aktionäre
veräußert werden, soweit dies gegen Sachleistung Dritter, ins-
besondere im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen
von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen durch
die Gesellschaft selbst oder durch von ihr abhängige oder in
ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen, sowie im
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen geschieht
oder zur Erfüllung von Umtauschrechten oder -pflichten von
Inhabern bzw. Gläubigern aus von der Gesellschaft oder von
Konzernunternehmen der Gesellschaft ausgegebenen Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. Genussrechten
oder Gewinnschuldverschreibungen mit Wandlungsrecht,
Optionsrecht oder Wandlungspflicht oder Andienungsrecht der
Gesellschaft) erfolgt, insbesondere – aber nicht ausschließ-
lich – aufgrund der unter Punkt 6 der Tagesordnung der Haupt
versammlung vom 02.03.2017 beschlossenen Ermächtigung zur
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-
gen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen
(bzw. von Kombinationen dieser Instrumente). Das Bezugsrecht
der Aktionäre ist jeweils ausgeschlossen.

c) �Die erworbenen eigenen Aktien können ohne weiteren
Hauptversammlungsbeschluss ganz oder teilweise eingezogen
werden. Sie können auch im vereinfachten Verfahren ohne
Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechneri-
schen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der
Gesellschaft eingezogen werden. Die Einziehung kann auf einen
Teil der erworbenen Aktien beschränkt werden. Erfolgt die
Einziehung im vereinfachten Verfahren, ist der Vorstand zur
Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

Die insgesamt unter den vorstehenden Ermächtigungen gemäß lit. 
a) und b) unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußerten eigenen
Aktien dürfen 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung
noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Auf die vorgenannte
20 %-Grenze sind anzurechnen: (i) neue Aktien, die während der
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur bezugsrechtsfreien Veräuße-
rung der eigenen Aktien aus genehmigtem Kapital unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden, und (ii) diejenigen
Aktien, die zur Bedienung von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen (bzw. Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schreibungen mit Wandlungsrecht, Optionsrecht oder Wand-
lungspflicht oder Andienungsrecht der Gesellschaft) auszugeben
sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit
dieser Ermächtigung bis zur bezugsrechtsfreien Veräußerung der
eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre
ausgegeben worden sind. Sofern und soweit die Hauptversamm-
lung nach Ausübung einer Ermächtigung, die zur Anrechnung auf
die vorgenannte 20 %-Grenze geführt hat, die betreffende
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss neu erteilt, entfällt die
bereits erfolgte Anrechnung.

Der vollständige Wortlaut des Ermächtigungsbeschlusses vom 
01.03.2018 ist unter Tagesordnungspunkt 8 in der im Bundesanzei-
ger vom 22.01.2018 veröffentlichten Einberufung der ordentlichen 
Hauptversammlung 2018 wiedergegeben.
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BEFUGNIS DES VORSTANDS ZUR AUSGABE VON 
WANDELSCHULDVERSCHREIBUNGEN UND VON AKTIEN 
AUS BEDINGTEM KAPITAL
Der Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung vom 
02.03.2017 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
01.03.2022 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den 
Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-
gen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschrei-
bungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbe-
trag von bis zu 1.100.000.000,00 € zu begeben und den Inhabern 
bzw. Gläubigern von solchen Schuldverschreibungen Wandlungs- 
bzw. Optionsrechte für auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von 
insgesamt bis zu 57.544.604,16 € nach näherer Maßgabe der 
Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren. 
Der Wortlaut der Ermächtigung des Vorstands zur Begebung von 
Schuldverschreibungen entspricht dem zu Tagesordnungspunkt 6 
der ordentlichen Hauptversammlung am 02.03.2017 veröffentlich-
ten Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat, der am 
17.01.2017 im Bundesanzeiger veröffentlicht wurde.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 57.544.604,16 € 
durch die Ausgabe von bis zu 22.478.361 neuen, auf den Inhaber 
lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) mit 
einem auf die einzelne Stückaktie entfallenden anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von 2,56 € bedingt erhöht (bedingtes Kapital 
2017). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- und/oder 
Optionsrechten aus Wandelschuldverschreibungen, Options-
schuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. von Kombinationen dieser Instrumente), die 
von der Gesellschaft oder von ihren Konzerngesellschaften auf-
grund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 
vom 02.03.2017 bis zum 01.03.2022 nur gegen bar ausgegeben 
werden, von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch 

machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. 
Gläubiger der von der Gesellschaft oder von ihren Konzerngesell-
schaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptver-
sammlung vom 02.03.2017 bis zum 01.03.2022 ausgegebenen 
Wandelschuldverschreibungen (bzw. Genussrechten oder 
Gewinnschuldverschreibungen mit Wandlungspflicht) ihre Pflicht 
zur Wandlung erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen und 
soweit nicht eigene Aktien oder andere Erfüllungsformen zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die neuen, auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten, 
durch die Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder 
durch die Ausübung von Andienungsrechten entstehen, am 
Gewinn teil. Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer 
Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG festlegen.

Der vollständige Wortlaut des Ermächtigungsbeschlusses  
vom 02.03.2017 ist unter Tagesordnungspunkt 6 in der im 
Bundesanzeiger vom 17.01.2017 veröffentlichten Einberufung 
der ordentlichen Hauptversammlung 2017 wiedergegeben.

WESENTLICHE KONDITIONIERTE  
VEREINBARUNGEN DER GESELLSCHAFT
Im Rahmen diverser Schuldverschreibungen in Höhe von 
insgesamt 502,5 Mio. € steht den Darlehensgebern jeweils ein 
außerordentliches Kündigungsrecht im Falle eines Wechsels  
der Kontrolle über die Darlehensnehmerin zu.

ENTSCHÄDIGUNGSVEREINBARUNGEN DER GESELL­
SCHAFT FÜR DEN FALL VON ÜBERNAHMEANGEBOTEN
Es wurden keine Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft 
mit den Mitgliedern des Vorstands oder mit Arbeitnehmern für 
den Fall eines Übernahmeangebots getroffen.
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